
Auf einen Blick  

Alle Entlastungsoptionen verbessern die 
fi nanzielle Situation der Geringverdiener 

entweder nur unwesentlich oder sind extrem 
teuer. Die Ursachen von Niedriglöhnen 

 werden damit ohnehin nicht bekämpft.
Auch an den Chancen der zukünftig von 
Niedriglöhnen bedrohten Arbeitnehmer 

ändert die fi nanzielle Entlastung nichts. Die 
für eine spürbare Entlastung benötigten 

Gelder könnten durch Bildungsinvestitionen 
wesentlich nachhaltiger verwendet werden. 

Zudem steht mit der Einführung des Mindest-
lohns ein alternatives Mittel zur Verfügung. 

Die gegen wärtige Entlastungsdebatte für 
den Niedriglohnbereich befi ndet sich auf 

dem Irrweg.

Seit mindestens zwei Jahrzehnten gibt es wissen-
schaftliche und politische Diskussionen in Deutsch-
land über die Probleme, die durch Sozialversiche-
rungsbeiträge als zentrale Finanzierungsgrundlage 
des deutschen Sozialstaats entstehen. Die Finan-
zierung der Deutschen Einheit durch die Sozial -
ver sicherungssysteme, die Aufwertungsschübe der 
D-Mark in der ersten Hälfte der 1990er Jahre und die 
Globalisierung waren die wichtigsten Bestandteile 
der Debatten um die Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft. Die Beschäftigungskrise, die sich 
vor allem in einer im internationalen Vergleich ver-
gleichsweise niedrigen Beschäftigungsquote und vor 
allem einer hohen Langzeitarbeitslosenquote aus-
drückte, war das deutlichste Merkmal der deutschen 
Misere.

Das Beschäftigungsdefi zit im Besonderen und die 
deutsche Wettbewerbsschwäche im Allgemeinen 
wurden vor allem im Bereich der gering entlohnten 
und/oder gering qualifi zierten Dienstleistungen aus-
gemacht. Es waren vor allem zwei Faktoren, die als 
Grund für die geringen Beschäftigungsquoten iden-
tifi ziert wurden: Zum einen der hohe Abgabenkeil2, 
der vor allem durch die Sozialversicherungsbeiträge 
schon bei niedrigen Einkommen Beschäftigung ver-
hinderte. Zum anderen die hohen Lohnersatzleis-
tungen, die den „Reservelohn3“ bilden und die An-
reize zur Aufnahme gering entlohnter Beschäftigung 
auf Arbeitnehmerseite verringerten. Das Ziel war also, 
bestehende Beschäftigungsverhältnisse zu erhalten 
und im Niedriglohnsektor zusätzliche zu schaffen.
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nehmerinnen und Zeitarbeitnehmer hat sich von 
242.000 auf 580.000  sogar mehr als  verdoppelt 
(+ 140 Prozent).

… und führten zur Verschiebung der 
 Einkommensstruktur

Mit diesen zum Teil massiven Veränderungen der 
Beschäftigungsformen ist eine weitere Verände-
rung einhergegangen, die ebenfalls ein beträcht-
liches Ausmaß besitzt: Der Anteil der Arbeitneh-
mer, die weniger als  zwei Drittel des Medianein-
kommens verdienen, ist innerhalb von 10 Jahren 
ebenfalls massiv angestiegen. Noch bis zur Mitte 
der 1990er Jahre wies Deutschland im interna-
tionalen Vergleich eine relativ homogene Ein-
kommensstruktur auf. Im Jahr 2008 befand sich 
bereits über ein Fünftel aller Beschäftigten im 
Niedriglohnsegment – deutlich mehr als im 
Durchschnitt der OECD-26-Länder und gleichauf 
Großbritannien. Mit den atypischen Beschäfti-
gungsformen ist  somit auch die Lohnspreizung 
vergrößert worden, die bis weit in die 1990er 
Jahre hinein als Grund für die geringe Beschäf-
tigungsquote genannt wurde.

Höhere Beschäftigung und geringere 
Arbeitslosigkeit, aber unveränderte
Langzeitarbeitslosigkeit

Die Maßnahmen der Flexibilisierung und De-
regulierung haben somit an den vermeintlich 
zentralen Ursachen der Beschäftigungskrise an-
gesetzt. Haben die Reformen tatsächlich einen 
Beitrag zur Lösung der beschriebenen Probleme 
hinsichtlich Beschäftigung und Langzeitarbeits-
losigkeit geleistet? Wenn das für die Zahl der ins-
gesamt beschäftigten Personen noch zutrifft, so 
ist hinsichtlich der Lage der Langzeitarbeitslosen 
keine entscheidende Verbesserung der Situation 
innerhalb der letzten zehn Jahre zu verzeichnen. 
Die Zahl der länger als ein Jahr von Arbeitslosig-
keit betroffenen Personen hat sich zwar von 1999 
bis 2009 um ca. 130.000 auf 805.000 Personen 
reduziert, die Quote der Langzeitarbeitslosen an 
allen Arbeitslosen lag damit 2009 bei 45,5 Pro-
zent. Im internationalen Vergleich ist Deutschland 
nach wie vor Schlusslicht. In der Europä ischen 
Union liegt der Durchschnitt bei 33 Prozent, bei 
allen OECD-Ländern bei rund 28 Prozent. 

Bilanziert man die Ergebnisse der wirtschaftspoli-
tischen Bemühungen der vergangenen einein-
halb Dekaden, so lässt sich auf der Habenseite 
verbuchen: Ein leichter Zuwachs der Beschäftig-

Mit einer Reihe von Maßnahmen wurde in den 
vergangenen 15 Jahren versucht, die Beschäftigungs-
hindernisse im Niedriglohnbereich abzubauen. 
Hier ist vor allem die Deregulierung des Arbeits-
marktes zu nennen, die erweiterte Befristungs-
möglichkeiten bei älteren Arbeitnehmern mit 
sich brachte und Zeit- und Leiharbeit erleichter-
te. Sozialversicherungsfreie 630-DM-Jobs, später 
Mini- und Midi-Jobs gehörten ebenso zu diesen 
Maßnahmen wie die Verpfl ichtung für Arbeits-
lose, auch Beschäftigungsverhältnisse anzuneh-
men, bei denen das Nettoeinkommen unterhalb 
des ALG II-Satzes liegt. 

Reformen veränderten Strukturen 
 zugunsten atypischer Beschäftigung …

Betrachtet man das Ergebnis der Reformmaßnah-
men, so lässt sich nicht leugnen, dass die verän-
derten Strukturen Wirkungen gezeitigt haben. 
Innerhalb der letzten zehn Jahre ist die Zahl der 
abhängig Beschäftigten um 3,8 Prozent auf 30,5 
Millionen angestiegen und die Zahl der arbeits -
los Gemeldeten von 4,1 Millionen auf 3,4 Millio-
nen gesunken. Im gleichen Zeitraum ist die Zahl 
der sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten 
 jedoch rückläufi g, insbesondere die Zahl der 
 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Nor-
malarbeitsverhältnis ist zurückgegangen. 

Es stellt sich zwangsläufi g die Frage, inwieweit es 
zu Substitutionseffekten gekommen ist, bei de-
nen „reguläre Beschäftigung“ durch atypische 
Beschäftigung (also Teilzeitarbeit, befristete Be-
schäftigung, Leiharbeit, geringfügige Beschäfti-
gung) ersetzt wurde. Stellt man den Saldo der Zu-
nahme und Abnahme in den unterschiedlichen 
Personengruppen gegenüber, so ist für den Zeit-
raum von 1999 bis 2009 ein Rückgang der Arbeits-
losenzahlen um 677.000 festzustellen. Im gleichen 
Zeitraum hat sich die Zahl der Normal erwerbs-
tätigen jedoch um fast die gleiche Zahl reduziert: 
um 648.000 Personen. Ein massiver Beschäfti-
gungszuwachs ist hingegen im Bereich der atypi-
schen Beschäftigung zu konstatieren. Hier hat 
sich die Zahl der Beschäftigten um 1.778.000 er-
höht. Die Zunahme im Bereich der atypischen 
Beschäftigung zwischen 1999 und 2009 erstreckt 
sich über alle Bereiche: Die befristeten Beschäf-
tigungsverhältnisse sind von 2,16 Millionen auf 
2,6 Millionen angewachsen (+ 22 Prozent), die 
Teilzeitbeschäftigung von 3,8 Millionen auf 4,9 
Millionen (+ 28 Prozent), geringfügige Beschäfti-
gungsverhältnisse von 1,74 auf 2,57 Millionen 
(+ 48 Prozent) und die Anzahl der Zeitarbeit-2



tenzahlen und eine sinkende Arbeitslosenquote. 
Negativ ist zu vermerken: Eine nach wie vor 
hohe Langzeitarbeitslosenquote, eine Abnahme 
von sozialversicherungspfl ichtiger Beschäfti-
gung, eine Zunahme atypischer Beschäftigung 
und damit verbunden die zunehmende Zahl von 
Niedriglohnbeziehern. 

Blickt man über die reinen Beschäftigungszahlen 
hinaus, müssen beide Listen um jeweils einen 
wichtigen Punkt ergänzt werden. Als gemeinhin 
positiv wird eine nahezu unglaubliche Entwick-
lung der Lohnstückkosten in Deutschland einge-
ordnet. Die Ursache für diese vermeintliche Er-
folgsgeschichte sind – und dies ist der Punkt, der 
auf der Negativliste zu ergänzen ist – nicht zu-
letzt die sinkenden Reallöhne der vergangenen 
Jahre. Der Reallohn des Jahres 2009 ist auf dem 
Niveau von 1992. Auch die Lohnquote ist gefal-
len, da von den 504 Milliarden Euro, um die das 
Volkseinkommen im Zeitraum zwischen 1993 
und 2009 anstieg, lediglich 287 Milliarden zu 
den Arbeitnehmern gelangten.

Die neue Debatte um den 
Niedriglohnsektor

Angesichts der Kombination aus Reallohnstagna-
tion und wachsendem Niedriglohnsektor ist die 
aktuelle Debatte über Entlastungen für Bezieher 
kleiner und mittlerer Einkommen mehr als nach-
vollziehbar. Bei dieser Debatte spielen die Sozial-
versicherungsbeiträge eine zentrale Rolle. Der 
Steuerfreibetrag (8.004 Euro für 2011) in Verbin-
dung mit dem niedrigen Eingangssteuersatz von 
14 Prozent führt dazu, dass Geringverdiener 
keine oder kaum Steuern zahlen. Die Sozialver-
sicherungsbeiträge sind bei einer Beschäftigung 
jedoch bereits ab einem monatlichen Einkom-
men von mehr als 400 Euro teilweise und ab 
800 Euro auf das gesamte Einkommen zu ent-
richten. Dementsprechend liegt es nahe, bei 
monetären Entlastungen den Bereich der Sozial-
versicherungsbeiträge in den Blick zu nehmen. 

Verteilungspolitisch problematische, 
teure und geringe Entlastung für alle …

Es gibt unterschiedliche Optionen und Modelle 
zur Absenkung der Sozialversicherungsbeiträge. 
Die generelle Absenkung des Beitragssatzes in 
einer oder mehrerer der Sozialversicherungs-
zweige (Renten-, Arbeitslosen-, Kranken- und 3
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Pfl egeversicherung) ist eine Möglichkeit. Davon 
profi tieren alle Beitragszahler, die Kosten für eine 
solche allgemeine Reduktion der Sozialversiche-
rungsbeiträge sind entsprechend hoch. Die Ab-
senkung um einen Prozentpunkt führt je nach 
Versicherungszweig zu Mindereinnahmen zwi-
schen 7,5 Milliarden Euro und 10,5 Milliarden  
Euro. Bei einem solch hohen Gegenfi nanzie-
rungsvolumen ist eine Absenkung um mehr als 
einen oder zwei Beitragspunkte kaum realistisch. 
Bei diesem Modell steht den hohen Minderein-
nahmen eine vergleichsweise geringe Entlastung 
der einzelnen Beitragszahler gegenüber. Zudem 
existiert das verteilungspolitische Problem, dass 
die Bezieher höherer Einkommen stärker von 
einer solchen Entlastung profi tieren als die Be-
zieher von niedrigeren Einkommen. 

… oder verteilungspolitisch günstigere, 
aber noch teurere Entlastung für wenige

Ein weiterer Vorschlag sieht vor, einen Freibetrag 
ähnlich wie bei der Einkommenssteuer einzu-
führen. Auch von diesem Freibetrag profi tieren 
alle sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten, 
allerdings ist hier die relative Entlastung für die 
unteren Einkommensgruppen höher als für die 
Bezieher höherer Einkommen. Das Freibetrags-
modell des DGB (2003) sieht einen Freibetrag 
von 250 Euro vor, die Kosten hierfür belaufen 
sich auf über 30 Milliarden Euro.

Der Vorschlag der Grünen sieht hingegen vor, 
eine Progressivzone einzuführen. Im Einkom-
mensbereich zwischen 400 Euro und 2.000 Euro 
soll die effektive Belastung durch Sozialversiche-
rungsbeiträge von 20 Prozent auf den regulären 
Satz von 42 Prozent ansteigen. Die Grünen schät-
zen die  Kosten auf ca. 13 Milliarden Euro. Im 
 Gegensatz zu den beiden vorherigen Varianten 
werden hier nur Einkommen unterhalb von 
2.000 Euro entlastet. Im Gegensatz zum Frei-
betragsmodell werden sowohl Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber entlastet. 

Verteilungspolitisch sind das Freibetragsmodell 
und das Progressivmodell sinnvoller als eine all-
gemeine Absenkung. Gleichzeitig wirken diese 
beiden Modelle ähnlich wie ein Kombilohnmo-
dell. Es werden die Anreize zur Niedriglohnbe-
schäftigung erhöht. Behält man die bisherigen 
Regelungen zu den Mini- (bis 400 Euro) und 
 Midi-Jobs (400 - 800 Euro) bei, ist eine weitere 
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(125 Euro anstelle von 250 Euro) fi nanzieren. Al-
lerdings bliebe dann kein fi nanzieller Spielraum 
für Investi tionen in anderen Bereichen. Zudem 
stellt sich die Frage, ob eine Senkung der Sozial-
versicherungsbeiträge nachhaltig etwas an der 
Situation der Geringverdiener ändert oder nur 
an den vordergründigen Symptomen ansetzt. 

Es waren die eingangs genannten politischen 
Maßnahmen der vergangenen 15 Jahre, die zur 
Ausweitung von Leiharbeit, Befristungen, Mini- 
und Midi-Jobs geführt haben und damit auch 
den Abwärtstrend der Löhne verstärkt haben. Die 
Situation der Langzeitarbeitslosen hat das nur 
geringfügig verbessert, stattdessen vielfältige Pro-
blemlagen im Niedriglohnbereich hervorgebracht. 
Eine nachhaltige Strategie gegen Langzeitarbeits-
losigkeit kann nur darin bestehen, die Qualifi ka-
tionsdefi zite in Form von nicht vorhandenen 
Schul- oder Berufsabschlüssen oder durch die 
Entwertung ehemals erworbener Abschlüsse auf-
grund langer Arbeitslosigkeit anzugehen. Das er-
fordert Investitionen in das Bildungssystem, die 
in Deutschland im Vergleich zu den übrigen 
OECD-Ländern nach wie vor unterdurchschnitt-
lich hoch sind. Um lediglich auf den OECD-
Durchschnitt zu gelangen, sind Mehrausgaben 
von ca. 25 Milliarden Euro notwendig, um das 
von Bund und Ländern selbstgesetzte Ziel von 
Bildungsausgaben in Höhe von zehn Prozent des 
BIP zu erreichen, wären aktuell zusätzlich 140 Mil-
liarden Euro notwendig. Die entsprechende Ren-
dite dieser Ausgaben wird dabei nicht erst in eini-
gen Jahren oder Jahrzehnten fällig: Durch einen 
Ausbau von Kinderbetreuungsangeboten wird 
sofort zahlreichen Müttern und Vätern die Mög-
lichkeit zur Berufstätigkeit gegeben, die bislang 
gar nicht oder nur für wenige Stunden arbeiten 
gehen können, zugleich werden Arbeitsplätze im 
Bildungs- und Erziehungssektor geschaffen. Um 
parallel etwas an der fi nanziellen Situation der 
Niedriglohnbezieher zu verändern, sind fl ächen-
deckende Mindestlöhne die sinnvollste Maßnah-
me. Die Fortschritte auf diesem Gebiet sind nach 
wie vor überschaubar.

1 Dr. Alexander Petring ist wissenschaftlicher Mitarbeiter der Abteilung Demokratie: Strukturen, Leistungsprofi l und Herausforderungen 
des WZB.

2 Der Abgabenkeil beschreibt den Unterschied zwischen dem Arbeitgeberbruttolohn, den die Arbeitgeber zahlen, und dem Nettolohn, den 
der Arbeitnehmer nach Abzug aller Steuern und Abgaben tatsächlich erhält.

3 Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe, mittlerweile ALG I und ALG II, bilden den sogenannten Reservelohn. Bei Löhnen 
unterhalb dieser Sozialleistungen besteht kein monetärer Anreiz für Arbeitnehmer, Jobangebote anzunehmen.

Substitution von regulären Jobs in Niedriglohn- 
und Teilzeitjobs die zwangsläufi ge Folge. Ange-
sichts der oben beschriebenen Entwicklungen 
auf dem deutschen Arbeitsmarkt sollte das unter 
allen Umständen vermieden werden. Denn an-
sonsten würde man mit jener Maßnahme, die 
Geringverdiener entlasten soll, unter dem Strich 
nur noch mehr Geringverdiener hervorbringen. 
Bevor also Freibetrag oder Progressivmodell in 
die Tat umgesetzt werden, müsste die Abschaf-
fung von Mini- und Midi-Jobs gewährleistet sein. 
Der Vorschlag der Grünen beinhaltet auch tat-
sächlich die Abschaffung der Mini- und Midi-
Jobs, der DGB fordert – unabhängig von dem 
Freibetragsmodell – ebenfalls die Abschaffung. 
Faktisch geht es somit um die Ersetzung dieser 
bestehenden Instrumente zur Förderung von ge-
ring entlohnter Beschäftigung durch ein anderes 
Instrument. Damit wären die Entlastungen je-
doch auch für die Bezieher von Einkommen im 
Mini- und Midi-Job-Bereich geringer. 

Ursachen- statt Symptombekämpfung: 
Qualifi kationsdefi zite abbauen statt 
Niedriglöhne zu fördern

Die Ersetzung der aktuellen Subventionen in 
Form der Mini- und Midi-Jobregeln durch eines 
der beiden Modelle würde also die Einkommens-
schwelle von 800 Euro auf 2.000 Euro oder alle 
sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigten aus-
dehnen. Diesen beschriebenen Entlastungen der 
Beitragszahler im Freibetragsmodell und im Pro-
gressivmodell stehen Einnahmeausfälle von 30 
bzw. 13 Milliarden Euro gegenüber. Um diese 
Zahlen einzuordnen, ist es hilfreich, naheliegen-
de Gegenfi nanzierungsmodelle zu diskutieren. 
Die geschätzten Mehreinnahmen durch eine 
Anhebung des Einkommensteuerspitzensatzes 
auf 49 Prozent belaufen sich auf ca. 6 Milliarden 
Euro. Die Anhebung der Mehrwertsteuer um 
 einen Prozentpunkt bringt ca. 8 Milliarden Euro 
zusätz liche Einnahmen. Mit beiden Maßnahmen 
zusammen ließe sich also entweder das Progres-
sivmodell oder das halbierte Freibetragsmodell 


